
Gastronomie länger 
im Lockdown als 

Schulen und Handel 

down im Frühjahr, damals öffnete 
die Regierung in Zwei-Wochen-Inter-
vallen. 

Auch die von der Regierung an-
geordneten Corona-Massentests vor 
Weihnachten werden in Österreich 
nicht überall zum selben Zeitpunkt 
stattfinden: Vorarlberg und Tirol 
starten damit bereits am 4., 5. und 
6. Dezember, Salzburg folgt am 12. 
und 13. Dezember. 

Und noch eine Neuigkeit gab es 
rund um die Massentests: Die Poli-
zei, die am 7. und 8. Dezember durch-
getestet wird, organisiert sich ihr 
Massenscreening selbst. 

Wmtertourismiis in der EU 
Wie es mit Österreichs Winter-

tourismus weitergeht, ist unterdes-
sen unklar. Italiens Vorschlag, Ski-
lifte EU-weit zuzusperren, stößt in 
vielen Ländern - und auch in der 
Branche - auf Kritik. Laut Experten 
hat die EU kein Recht, Skilifte zu 
sperren. Still stehen derzeit nicht 
nur die Lifte: Unmittelbar vor dem 
Shoppingevent Black Friday herrscht 
auch im stationären Handel Still-
stand, der die Kaufkraft zu Online-
anbietem umleitet, (red) 
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Regierung kündigt Öffnungsplan an 
Massentests in Westösterreich früher 

Wien - Mit dem geplanten Ende des 
harten Lockdowns am 6. Dezember 
wird Österreich nicht gleich voll und 
ganz zur Normalität zurückkehren. 
Kanzler Sebastian Kurz (ÖVP) kün-
digte am Mittwoch nach dem Minis-
terrat an, dass die Regierung bis zur 
kommenden Wochenmitte an einem 
öffnungsplan arbeite - freilich mit 
Blick auf die Weiterentwicklung des 
Infektionsgeschehens. 

Als so gut wie fix gilt aber schon 
jetzt, dass die Schulen und der Han-
del - unter Einhaltung von Hygiene-
maßnahmen - bei der Wiedereröff-
nung Priorität haben. 

Wie die Schulen nach dem Lock-
down ihren Betrieb wiederaufneh-
men sollen, konnte Bildungsminister 
Heinz Faßmarm (ÖVP) im Detail noch 
nicht beantworten. Diskutiert wür-
den derzeit ein verstärkter Einsatz 
des Mund-Nasen-Schutzes sowie 
Schichtbetrieb, aber auch die Verle-
gung von Klassen in größere Räume. 

Die Gastronomie, die bereits seit 
Anfang November geschlossen ist, 
wird wohl erst zu einem späteren 
Zeitpunkt wieder Gäste empfangen 
können. Denn die Infektionszahlen 
würden zwar sinken, seien aber wei-
terhin "auf hohem Niveau", sagte 
Kurz und kündigte "sehr behutsame, 
langsame Öffnungsschritte" an. 

Ein schrittweises Aufsperren gab 
es bereits nach dem ersten Lock-
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Angriff 
die 

Skination 

Weihnachten in den Ber-
gern soll heuer tabu sein. 
Zumindest wenn es nach 

Italiens Regierungschef Giuseppe 
Conte geht. Er fordert, dass Skilifte 
in der gesamten EU bis Mitte Jänner 
Stillstehen. Denn der Wintertouris-
mus hat bereits einmal dazu beige-
tragen, das Coronavirus über den 
Kontinent zu verteilen. Die Bilder 
aus Ischgl sind frisch: volle Aprös-
Ski-Bars, enge Schlangen an den Lif-
ten - und dann ein Covid-Cluster. 
Vor allem aus Österreich kommt 
entschiedener Einspruch. 

Frage: Was sagt man in Österreichs 
Regierung dazu? 
Antwort: Italiens Vorstoß hat hier-
zulande für wenig Verständnis ge-
sorgt: "Ich kann dem italienischen 
Vorstoß nichts abgewinnen" sagte 
ÖVP-Tourismusministerin Elisa-
beth Köstinger. Ähnliche Worte ka-
men auch von ihrem Parteikollegen 
Gernot Blümel. Der Finanzminister 
nannte als Voraussetzung für eine 
Schließung der Skigebiete, dass die 
EU die Kosten dafür übernimmt. 

Frage: Was hält Deutschland von 
dem Vorstoß? 
Antwort: Da herrscht noch Uneinig-
keit. Bayerns Ministerpräsident 
Markus Söder (CSU) hatte den Vor-
stoß zuletzt unterstützt. Sollte der 
winterliche Skiurlaub möglich blei-
ben, will Söder eine zehntägige Qua-
rantäne anordnen. Ihm wäre aber 
lieber, die Skigebiete würden ge-
schlossen bleiben. In Berlin klingt 
das schon etwas anders: Thomas 
Bareiß, der Tourismusbeauftragte 
der deutschen Regierung, sieht ein 
generelles Verbot der Skisaison kri-
tisch. Mit klaren Richtlinien würden 
dem Pistenspaß nichts im Wege ste-
hen. Auch Bundeskanzlern Angela 
Merkel soll diese Skepsis in einem 
Telefonat mit ihrem Amtskollegen 
Sebastian Kurz zum Ausdruck ge-
bracht haben. 

Frage: Wie wird die Idee in Italien 
aufgenommen? 
Antwort: Italiens Gesundheitsmi-
nister hält ein Skiverbot im eigenen 
Land für "unvermeidbar" Die Präsi-
denten der norditalienischen Regio-
nen fordern nun ein Treffen, um die 
Covid-Auflagen für die Weihnachts-
zeit zu diskutieren. Der Trentiner 
Landeshauptmann Maurizio Fugat-
ti warnte am Mittwoch vor "illoya-
ler Konkurrenz" aus dem Ausland. 
Entweder sollten alle Skigebiete in 
Europa schließen oder alle offenhal-
ten. Fugatti hält Blümels Forderung 
nach EU-Hilfen bei einer Schließung 
für sinnvoll. 

Frage: Und wie sehen andere Länder 
den Vorstoß? 
Antwort: Frankreichs Präsident Em-
manuel Macron hält eine Öffnung 
der Skigebiete vor Jänner im eige-
nen Land für "unmöglich". Sie sollen 
erst im Laufe des Jänners wieder-
eröffnet werden, Unterhändler eini-
ger andere Länder sollen bei Bera-
tungen auf EU-Ebene aber heftig wi-
dersprochen haben. Im Brüsseler 
Rat werden neben Österreich die 
Slowakei, Slowenien, Schweden, 
Polen und Spanien genannt. Auch 
die EU-Kommission hält demnach 
nichts von der Initiative. Es wird auf 
die Gefahr verwiesen, dass sich die 
Schweiz die Hände reibt. Dort dürf-
ten die Skigebiete jedenfalls öffnen, 
und angesichts sinkender Infek-
tionszahlen könnten bis kurz vor 
Weihnachten auch die Reisewar-
nungen fallen. 

Frage: Ist eine Skigebiet-Sperre aus 
medizinischer Sicht sinnvoll? 
Antwort: Wenn ein Corona-Konzept 
gewährleistet wird, könnten Skige-
biete schon öffnen, meint Eva 
Schemhammer, Leiterin der Epide-
miologie an der Med-Uni Wien. Das 

habe sich etwa bei den Salzburger 
Festspielen gezeigt. Die Anzahl der 
Menschen müsste aber begrenzt, 
Hygienekonzepte für Sessellifte und 
Warteschlagen erstellt werden. 
Auch für die Unterbringungen und 
den Transport wären Sicherheits-
konzepte notwendig. Schwieriger 
sei es bei Gondeln. Hier kann sich 
Schemhammer nicht vorstellen, 
wie ein Covid-Konzept aussehen 
könnte. Touristiker fragen hin-
gegen, warum Straßenbahn oder U-
Bahn weniger gefährlich sein sollen 
als Gondeln. Nicht zu vernachlässi-
gen ist die Verletzungsgefahr beim 

Skisport. Sollte die Auslastung in 
Spitälern weiter so hoch bleiben, 
seien nötige Behandlungen durch 
Skiunfälle "nicht sehr hilfreich." 

Frage: Wie sieht es mit Skihütten 
oder Apr&s-Ski aus? 
Antwort: "Aprds-Ski kann man ver-
gessen", sagt Schemhammer. Die 
Verpflegung in Skigebieten wird nur 
sitzend, mit Abstand und wenigen 
Menschen auf einmal stattfinden 
können. "Massentourismus wird es 
in nächster Zeit nicht geben", meint 
die Epidemiologin. "Es wird eine an-
dere Erfahrung des Skifahrens." 

Frage: Was würde Österreich eine 
Sperre kosten? 
Antwort: Wenn tatsächlich Skige-
biete geschlossen würden, dann be-
deute das Kosten von bis zu zwei 
Milliarden Euro, sagte Finanzminis-
ter Gernot Blümel. Bereits Anfang 
des Jahres war der vorzeitige Ab-
bruch der Wintersaison durch Anti-
Corona-Maßnahmen ab Mitte März 
spürbar: Die Nächtigungszahlen 
gingen im Winterhalbjahr 2019/20 
um iS Prozent auf 60 Millionen im 
Vergleich zum Vorjahr zurück. Auch 
wenn Skigebiete nur für heimische 
Gäste geöffnet hätten, bedeutet das 

Frage: Karne der EU-Wiederaufbau-
fonds infrage? 
Antwort: Der mit 750-Milliarden 
Euro dotierte Wiederaufbaufonds 
könnte für Entschädigungszahlun-
gen für gesperrte Skigebiete heran-
gezogen werden. Die Mittel sollen 
der Digitalisierung, der Umwelt, 
aber auch dem Wirtschaftswachs-
tum zugutekommen. Allerdings hat 
die EU eine Reihe von Fördertöpfen, 
aus denen Hilfsgelder verteilt wer-
den könnten, betont Obwexer. Der-
zeit sind aber das EU-Budget und der 
Wiederaufbaufonds noch nicht be-
schlossene Sache. Polen und Ungarn 
blockieren den Beschluss. Solange 
kein neues Budget steht, muss die 
Kommission jeden Monat mit 
einem Zwölftel des alten Jahresbud-
gets auskommen. Das könnte es er-

schweren, schnelle Hilfsgelder für 
Skiregionen auszuschütten. 

Frage: Wie wird der Verstoß in Öster-
reichs Tourismusbranche und in den 
Bundesländern angenommen? 
Antwort: Nicht besonders gut. Die 
steirischen Seilbahner haben sich 
am Mittwoch für einen raschen 
Start in die Skisaison ausgespro-
chen. Die Vorstöße aus Italien und 
Bayern seien "völlig unverständ-

lich". Walter Veit, Vizepräsident der 
österreichischen Hoteliervereini-
gung, kritisierte Contes Vorschlag in 
einer Aussendung als "wenig durch-
dacht". Auf einer Piste sei mehr Platz 
als unter dem Christbaum; Weih-
nachten im Hotel sei aufgrund der 
bestehenden Maßnahmen sicherer 
als zu Hause, meint Veit. Noch sei es 
zu früh, sich für Schließungen aus-
zusprechen, hieß es seitens zweier 
ÖVP-Landesräte in Vorarlberg. In 
Tirol spricht man sich für ein "be-
hutsames Öffnen" aus; in Salzburg 
will man die Skigebiete ein paar 
Tage vor Weihnachten öffnen. 

massive Verluste: Die Prodinger-Be-
ratungsgruppe hat in einem Worst-
Case-Szenario berechnet, was pas-
siert, sollten Reisebeschränkungen 
die Gäste aus dem Ausland ähnlich 
wie im Frühjahr fernhalten. Dem-
nach würden die Nächtigungen um 
45 Prozent zurückgehen. Das ent-
spricht einer knappen Milliarde 
Euro an Umsatzverlusten. 

Frage: Kann die EU überhaupt eine 
Sperre verhängen? 
Antwort: Die EU kann von sich aus 
keine Sperre der Skigebiete verhän-
gen. Wie der Europarechtsexperte 
Walter Obwexer betont, darf die EU 
in Gesundheitsfragen die Länder 
unterstützen und koordinieren, 
aber keine Regeln vorschreiben. Für 
die Forderung nach finanzieller Ent-
schädigung gibt es daher weder 
einen Präzedenzfall noch eine recht-
liche Grundlage. Allerdings muss 
die EU nicht juristisch belangbar 
sein, um Entschädigungsgelder zu 
zahlen. Die Mitglieder können sich 
einigen, den betroffenen Skinatio-
nen finanziell unter die Arme zu 
greifen, wenn sie zum Wöhle der 
Gesundheit auf die Saison verzich-
ten. In Italien wird dementspre-
chend recht vage von einer Koor-
dinierungsrichtlinie gesprochen. 
Selbst wenn eine derartige Initiati-
ve kommen sollte, bleibt fraglich, 
dass ein Konsens hergesteüt werden 
kann. 

Frage: Wie könnte eine Entschädi-
gung aussehen? 
Antwort: Die Regierung sieht Brüs-
sel in der Pflicht, falls die EU die 
Schließung veranlassen sollte. Ob 
nun die Kommission die für die Ent-
schädigung der Betriebe notwendi-
ge Summe auf bringt oder der heimi-
sche Mitgliedsbeitrag an die Union 
sinkt, sei einerlei, heißt es in Regie-
rungskreisen. Wichtig sei jedenfalls, 
dass die EU-Kommission die Hilfen 
auch beihilferechtlich zulasse. 
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